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Einleitung 
Umweltfreundliche Energiegewinnung durch moderne Windenergieanlagen, die den Strom 
aus der Kraft des Windes gewinnen - dies ist längst nichts Besonderes mehr, denn der Anteil 
der erneuerbaren Energien am gesamten (deutschen) Strommix ist beachtlich und wird auch 
vor dem Hintergrund des anvisierten Ausstiegs aus der Atomenergie weiter stark zunehmen. 
Doch bevor eine Windenergieanlage zuverlässig arbeitet und eine frische Brise die erste 
Kilowattstunde einer Windenergieanlage in das Energienetz einspeisen kann, sind sowohl 
Baumaßnahmen und Installationsprozesse als auch eine Vielzahl an vorbereitenden 
Maßnahmen und eine ausgefeilte Standorterschließung sowie die erforderlichen 
Genehmigungen notwendig. 
Dabei gehört die Herstellung einer Baustraße zu den ersten Maßnahmen während der 
Einrichtung einer (Windenergieanlagen-) Baustelle, da sie ein integraler Bestandteil für die 
Versorgung der Baustelle ist. Da es sich bei Baustraßen um temporäre Einrichtungen des 
Baustellenverkehrs mit beschränkter Nutzungsdauer (Ausnahme: Verkehr für Service, 
Wartung und Instandhaltung) handelt, werden schnelle und kostengünstige 
Errichtungsmöglichkeiten bevorzugt. 
Jedoch sollte bei der Planung von den Verkehrsflächen und den Transportwegen 
berücksichtigt werden, dass sie einen sicheren und wirtschaftlichen Baustellenverkehr 
gewährleisten sowie eine störungsfreie Funktionsfähigkeit über den gesamten 
Nutzungszeitraum sicherstellen müssen. Dies gilt gerade vor dem Hintergrund, dass 
schwere Gerätschaften eingesetzt werden, Spezialfahrzeuge gewichtige Komponenten 
liefern und Baustelleneinrichtungen maßgeblich die Geschwindigkeit des Baufortschritts 
beeinflussen. 
 
Dieser Anforderungskatalog bezieht sich auf die Phase des Baus sowie der Errichtung von 
Windenergieanlagen und konkretisiert die Anforderungen an die (temporäre) Infrastruktur 
des Windenergieanlagen-Standortes bzw. des Windenergieparks an Land (Onshore). Dabei 
sollen notwendige Anforderungen an folgende Verkehrsflächen präzisiert werden: 

- Zuwegungen und Baustraßen zu den Windenergieanlagen 
sowie innerhalb des Windparks (Achtung: auch die Verfahrung 
von Raupen- und aufgerüsteten Mobilkranen muss dabei 
besonders beachtet werden), 

- Kranstell- und Montageflächen, 
- Wende- und Ausweichmöglichkeiten 
- die Möglichkeit der Erfordernis von Fußgängerverkehr sowie 
- weitere logistikaffine Flächen, wie z.B. Entladestellen oder Lager- 

und Abstellflächen. 
 
Darüber hinaus müssen die Spezifikationen der einzelnen WEA-Hersteller beachtet werden! 
 

 
Anlieferung eines Autokranes 
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Die Notwendigkeit dieser Empfehlung 
Die sorgfältige Planung der Baustelleneinrichtung ist Grundlage für die wirtschaftliche 
Abwicklung einer jeden Baustelle. Aufgabe der Baustelleneinrichtungsplanung ist es 
demnach, unter Beachtung aller Einflussgrößen die Arbeitsstätten auf dem Baufeld so 
vorzusehen und mit entsprechenden Hilfsmitteln auszustatten, dass die bauliche Anlage 
möglichst in der vereinbarten Zeit, mit der vereinbarten Qualität und zu den vorgesehenen 
Kosten unter Sicherstellung von Sicherheit und Gesundheitsschutz und Berücksichtigung der 
Umweltbelange hergestellt werden kann. Durch die Baustelleneinrichtung wird also die Basis 
für optimale Bauabläufe gesetzt. 
Die (Lebens-) Phasen einer Windenergieanlage bzw. eines Windparks umfassen den Bau 
und die Errichtung sowie Instandhaltung, Wartung und Service. Sollten WE-Anlagen durch 
modernere Anlagen ersetzt werden (Repowering), schließt sich die Phase „De-Installation“ 
an. Unmittelbar nachdem die alte Anlage demontiert ist, kann die leistungsfähigere Anlage 
installiert werden und die Phase „Installation“, „Wartung & Service“ kann erneut beginnen. 
Gerade im Rahmen der (Erst-) Installation und des Repowerings kommt den (Bau-) Straßen 
und Wegen sowie den Flächen, die für die Kranarbeiten bereitgestellt werden, ein 
besonderer Stellenwert zu. Zum einen müssen schwere Gerätschaften (Auto- und 
Raupenkrane inkl. Zubehör und Kontergewichten) die Montageflächen sicher erreichen und 
zum anderen liefern Spezialfahrzeuge schwere und großvolumige Komponenten wie 
beispielsweise Maschinenhaus, Triebstrang oder Turmsektionen an. 
Die Spezialfahrzeuge und Fahrzeugkrane (Mobil- wie Raupenkrane) mit ihren hohen 
Gewichten und Achslasten stellen folglich extrem hohe Anforderungen an den Bau-
/Untergrund und Erdbauwerke. Hinzu kommen viele weitere Verkehre der Logistikkette, 
welche die Baustraßen zusätzlich belasten. 
Es reicht definitiv nicht aus, die Wege und Flächen spartanisch mit unzureichenden 
Baumaterialien oder anderem mangelhaften Bauschutt zu präparieren. Vielmehr ist ein 
ordentlicher Aufbau und Baukörper unumgänglich, welcher den örtlichen 
Geländeverhältnissen (z.B. Steigungen, enge Kurvenradien, Geländevorsprünge) und 
anderen lokalen Gegebenheiten (z.B. Wasser- und Frostverhältnisse, Tragfähigkeit des 
Baugrunds) Rechnung trägt. 

 
Fazit: Eine ungenügende Bemessung oder Ausführung von den oben genannten 
Verkehrsflächen kann die Installations- und Logistikkosten nachträglich erheblich erhöhen, 
die Gefahr von Unfällen ansteigen lassen und den Baufortschritt verzögern. Um diese 
unnötigen Kosten zu vermeiden sowie einen sicheren und qualitativ hochwertigen 
Baufortschritt zu gewährleisten, sind die herstellerspezifischen Anforderungen für 
Kranstellflächen, Montageflächen und Zuwegungen vor Baubeginn mit dem jeweiligen 
Hersteller der WEA bzw. des Windparks zu beschreiben und umzusetzen! Des Weiteren ist 
sicherzustellen, dass die Erreichbarkeit/Befahrbarkeit der Baustraßen und Aufstellflächen 
jederzeit, auch in der Winterzeit und bei anderen extremen Witterungsverhältnissen, 
gewährleistet ist. Entsprechende Maßnahmen zur Abhilfe und Prävention sind schon in der 
Planung zu berücksichtigen.  
 
Die Verantwortung und die Haftung hierfür trägt der Bauherr. 
 

 
Anlieferung eines Maschinenhauses 
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Rechtsgrundlagen in der Bundesrepublik Deutschland 
Baustraßen müssen als Verkehrswege angesehen werden und dienen der Erschließung des 
Baufeldes. Dies ist aus § 17 Abs. 1 der Arbeitsstätten-Richtlinie (ASR) - alt - zu folgern. 
Gemäß § 2 Abs. 4 Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) zählen Verkehrswege zu einer 
Arbeitsstätte, so dass die ArbStättV direkt Anwendung findet. 
 
Des Weiteren findet dann auch die Arbeitsstätten-Richtlinie ASR A1.8 „Verkehrswege“ in der 
jeweils neuesten Fassung Anwendung, in der die Mindestanforderungen unter Abschnitt 4.3 
„Wege für den Fahrzeugverkehr“ hinterlegt sind. 
 
Da es sich bei der Errichtung einer Windenergieanlage um Bauarbeiten im allgemeinen Sinn 
handelt und Baustraßen als unverzichtbarer Bestandteil hierfür anzusehen sind, gelten auch 
die Berufsgenossenschaftlichen Vorschriften BGV D22 und hier sind insbesondere die §§ 1, 
6 (Standsicherheit und Tragfähigkeit) und 15a (Baustellenverkehr) einschlägig. 
 
Da auf Baustraßen Verkehr durch Personenverkehr und / oder Güterverkehr (hierzu zählt 
auch das Verbringen von Fahrzeug- und Raupenkranen) im eigentlichen Sinne stattfindet, ist 
ebenso die Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) umzusetzen. Dies gilt insbesondere für die 
Beschilderung und die Ausschilderung von Gefahrenstellen. 
 
Gefahrenstellen sind darüber hinaus nach der „Sicherheits- und 
Gesundheitsschutzkennzeichnung am Arbeitsplatz“ (BGV A8) zu kennzeichnen. 
 
Des Weiteren sind gemäß § 11 Musterbauordnung (MBO) und vergleichbar in allen 
Bauordnungen der Länder, Baustellen so einzurichten, dass die erforderlichen Arbeiten  so 
ausgeführt werden können und keine Gefahren oder unnötige Belästigungen entstehen. 
 
Bei Arbeiten in der Nähe von unter Spannung stehenden Teilen sind die Schutzabstände 
gemäß § 7 BGV A3 sowie die BGI 548 zu beachten. 
 
Für die Aufstellflächen für Fahrzeug- und Raupenkrane gilt das Vorgenannte ebenfalls 
uneingeschränkt. 
 
 
 
Hinweis:  Eine umfängliche Ausarbeitung zu Fragen der vertraglichen und deliktischen 

Haftung ist im Anhang I „Ausarbeitung zu Haftungsfragen“ zu finden. 
 
 

Richterliche Entscheidungen zur Verkehrssicherungspflicht 
Gegenüber denjenigen, welche die Baustelle befugt betreten bzw. befahren haftet darüber 
hinaus der Baustelleneinrichter schon aufgrund der ihn treffenden Verkehrssicherungspflicht 
(vgl. OLG München, Urt.. v. 05.05.1983, VRS 1983, S. 401 ff). 
 
Wer den Verkehr für schwere Baufahrzeuge auf einer Großbaustelle eröffnet, haftet im 
Rahmen der allg. Verkehrssicherungspflicht auch dafür, dass die Fahrwege und Baustraßen 
mit den vorgesehen Baugeräten auch sicher befahren werden können. Das gilt zumindest 
gegenüber denjenigen Personen, die sich befugt auf der Baustelle aufhalten (OLG München, 
Urt. v. 1977, S. 939). 
 
Objektiver Sorgfaltsmaßstab für die Einhaltung dieser Verkehrssicherungspflicht auch 
gegenüber Dritten sind die Unfallverhütungsvorschriften (vgl. Palandt BGB-Komm., 72. Aufl., 
2013, Vorbem. § 249 Rdnr. 132 und § 823 Rdnr. 51), insbesondere BGV D22: „Bauarbeiten“. 
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Auftretende Beanspruchungen und Bemessungsgrundlagen 
Für die Herstellung von Baustraßen und Kranaufstellflächen können verschiedene 
Bauweisen (z.B. Schotter-, Fertigteilstraßen, Betondecken oder Straßen mit stabilisierenden 
Zusätzen) zum Einsatz kommen. 
Wichtig ist bei der Wahl der Bauweise und der 
Dimensionierung, dass die Verkehrsflächen den von 
den Windenergieanlagen-Herstellern geforderten 
Anforderungen entsprechen sowie gegen sämtliche 
Verkehrsbelastungen und alle Arten von Belastungen 
während des gesamten Nutzungszeitraumes resistent 
sind. 
Die Kenntnis über den zu überbauenden Baugrund, die 
auftretende Fahrten und Verkehrskräfte sowie den 
Nutzungszeitraum dienen als Grundlage für die Wahl 
der Bauweise und der Dimensionierung:  

Turmsegment im Kuppenbereich 
der Baustraße 

 
 
Auftretende Fahrten: Die auftretenden, für die Bemessung maßgebenden Verkehre für eine 
Windenergieanlage können je nach Anlagentyp über 100 Transporte betragen. Diese 
Verkehre setzen sich unter anderem aus bis zu 50 Betonmischern (bei Hybridtürmen sogar 
bis zu 70 Fahrzeuge), 20 Schwertransporte für Auf- und Abbau des Kranes, 15 
Schwertransporten mit Anlagenteilen (u.a. 3-5 Turmsektionen, 3 Rotorblätter) zusammen. 
Dabei können die Fahrzeuggewichte der Schwertransporte bis zu 165 Tonnen und die 
Achslasten bis zu 12 Tonnen betragen. Aus zeitlichen Gründen werden die Krane innerhalb 
eines Windparks im aufgerüsteten oder im teilballastierten Zustand verfahren, was bedeutet, 
dass die Achslasten bis auf 26 Tonnen ansteigen können. Hinzu kommen Fahrten von 
Baumaschinen und schweren Baufahrzeugen, beispielsweise für notwendige 
Erdbewegungen.  
 
Verkehrskräfte: Bei den bereits erwähnten Verkehren treten, insbesondere bei 
Schwertransporten, auf Strecken mit starken Steigungen und engen Radien hohe 
Schubkräfte in der Fahrbahnebene auf. Des Weiteren belasten langsam fahrende und spur 
fahrende Fahrzeuge die Ebene ebenso wie häufige Brems- und Beschleunigungsvorgänge. 
 
Nutzungszeitraum: Die Kenntnis über die Dauer der Nutzung der Verkehrsflächen, die durch 
Schwertransporte befahren werden sollen, ist hinsichtlich des konstruktiven Aufbaus dieser 
Flächen ebenfalls unabdingbar. Denn eine Nutzung während Frost- und Tauperioden 
verlangt einen anderen Aufbau als eine Baustraße, die nur während der Sommermonate 
befahren wird.  
 
Baugrund oder Erdplanum:  
Der Baugrund (Erdplanum) bildet das Fundament der benötigten Verkehrsflächen. 
Verformungen (Risse, Setzungen, Nester) könnten für die Gerätschaften und 
Schwertransporte aufgrund der hohen Flächenpressung, resultierend aus den hohen 
Achslasten und Abstützkräften, zu Unfällen und folglich zu (vermeidbaren) Schäden führen. 
Daher muss die Tragfähigkeit des Bodens gewährleistet und die bautechnische Eigenschaft 
des Bodens vor dem Bau bekannt sein.  Diese ist beispielsweise durch geotechnische 
Untersuchungen festzustellen. Unter Umständen sind Maßnahmen zur Verbesserung der 
Verarbeitbarkeit sowie Verdichtbarkeit und damit zur Erzielung einer höheren Tragfähigkeit 
notwendig. 
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Wege-/Straßenquerschnitt und Raumprofil 
Transporte mit Elementen für Windenergieanlagen können einerseits hohe Gewichte und 
andererseits große Abmessungen aufweisen. Die Aufnahme der hohen Gewichte wird durch 
den konstruktiven Unter- und Oberbau sichergestellt. 
Die Abmessungen des breitesten und höchsten Transportfahrzeugs sind maßgebend für das 
Lichtraumprofil, welches auf dem Fahrweg von Gegenständen freizuhalten ist. Das 
Lichtraumprofil wird jedoch nicht nur auf Grundlage der Fahrzeugmaße bestimmt, sondern 
auch mit Rücksicht auf Sicherheitsabstände und Ladungsüberhänge. 
 
Aufgrund der Abmessungen der Elemente und der Transporttechnik muss eine 
Lichtraumhöhe von 6,0 m freigehalten werden und auf geraden Streckenabschnitten ist eine 
(Lichtraum-) Breite von 4,5 m zu gewährleisten. 
 
Aufgrund von Ladungsüberhängen und Schleppkurven, resultierend aus den eingesetzten 
Transportfahrzeugen (bei der Kurvenfahrt beschreiben die hinteren Achsen eines Fahrzeugs 
einen engeren Bogen als die Vorderachse), sind die Wege in Kurvenbereichen entsprechend 
aufzuweiten und Bereiche zum Überschwenken zu präparieren. 
Damit sämtliche Transportfahrzeuge die kurvigen 
Streckenabschnitte sicher und ohne Probleme passieren 
können, sind folgende Werte zwingend zur Verfügung zu 
stellen (siehe auch Prinzipskizze): 
 
 
 
Ri: Innenradius der Kurve: 40,0 m 
RÜi: Innenradius des überschwenkbaren Bereichs: 50,0 m 
BF: Breite der Fahrbahn im Kurvenbereich: 8,0 m 
           (Aufweitung um: 3,5 m) 
BÜ: Breite des überschwenkbaren Bereichs: 5,0 m 

 
 

Prinzipskizze Kurvenbereich, 
siehe auch Anhang II 

 
 
 

 
Ein Turmsegment auf der Zuwegung mit 

einem für diesen Transport 
ausreichendem Lichtraumprofil  

Die Umsetzung des frei zu haltenden 
und schaffenden Raumprofils ist auf 
ländlichen Gebieten eher 
unproblematisch. Sollte jedoch die 
Baustraße durch Wälder führen, sind 
Baumfällarbeiten vonnöten. Das Gehölz 
ist nach geltenden Regeln und 
Richtlinien zu schützen (Gehölzschutz) 
und generelle Umwelt- und 
Naturschutzbelange sind zu 
berücksichtigen. 
Hinsichtlich der lichten Höhe und Breite 
sind neben den möglichen 
hineinragenden Ästen auch 
Versorgungsleitungen, wie z.B. 
oberirdische Strom- oder 
Telefonleitungen, sowie Laternen, 
Gebäude, Masten in Betracht zu ziehen. 
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Um den künstlich hergestellten Verkehrs-
körper seitlich abzustützen, ist ein 
Böschungswinkel (beidseitig) von max. 45° 
(α) zu installieren. 

 
Böschung des Verkehrskörpers, siehe 

Abbildung „Böschungswinkel und 
Dimensionierung einer Baustraße“ im Anhang II 

 
 
 
 

 
Simulation einer Kurvenfahrt mit Darstellung des Platzbedarfs 

 
 
 
 
 

 
Simulierte Kurvenfahrt (oben) in echt: Transport eines Rotorblattes 
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Trassierung der Baustraßen und -wege 
Wie bereits erwähnt weisen eine Vielzahl der Transporte eine Überbreite und/oder hohe 
Achslasten auf. Daher sollte die Streckenführung der Baustraßen und -wege, auch vor dem 
Hintergrund des Transportaufwands und den Transportkosten, übersichtlich, kurz und 
möglichst gradlinig verlaufen. Des Weiteren sollte das Rückwärtsfahren vermieden werden. 
 
Vor dem Hintergrund des auftretenden Gegenverkehrs und gerade im Hinblick auf 
unumgängliche Rettungswege/-gassen müssen ausreichende Ausweichmöglichkeiten im 
gesamten Streckenverlauf eingeplant und berücksichtig werden. Diese sind in 
angemessener Breite und Länge auszuführen. (siehe hierzu auch Abschnitt 4.3 der ASR 
A1.8) 
 
Sollten im Rahmen der Erschließung des Windparks Einmündungen erforderlich sein oder 
zusätzliche Baustraßen an ein bereits vorhandenes Wegenetz angeknüpft werden, sind die 
Radien der Einmündungen entsprechend zu wählen und auszuprägen, damit ein 
kontinuierlicher Verkehrsfluss sicher gestellt ist. Auch hier sind Schwenkbereiche (z.B. nach 
hinten hinausragendes Rotorblatt) einzuplanen. Für die Anschlüsse an die öffentlichen 
Verkehrswege sind die genannten Forderungen ebenfalls Rechnung getragen werden.  
 
Aus den bereits erwähnten Anforderungen und aufgeführten Charakteristiken werden 
folgende geometrische Abmessungen gefordert:  

- befahrbare Verkehrsfläche                                                                                
einspurig Breite: 4,5 m, Verkehr zweispurig Breite: 6,5 m1 

- Kurveninnenradius: Einfahrt: 40,0 m, Ausfahrt: 25,0 m 
- Ausweichmöglichkeit / Parkmöglichkeit nach Bedarf 
- Breite der Ausweichmöglichkeiten: 6,0 m 
- Länge der Ausweichmöglichkeiten: 35,0 m (70,0 m für beladene Transporte) 
- Verziehungslänge der Ausweich- wie Entladestelle: 5,0 m 
- Berücksichtigung des Rand- wie des Begegnungszuschlags 2 X 0,50 m plus 0,40 m 

 

 
Geometrische Merkmale der Verkehrswege inkl. Ausweichmöglichkeiten, 

siehe auch Anhang IV 

 

 
Parken eines Schwertransports in einer Ausweichmöglichkeit 

                                                 
1 Weitere Breitenanforderungen im Anhang IV; die Lichtraumprofilanforderung kann bis zu 6,50 m X 4,50 m (B X H) betragen 
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Trassierungselement Längsneigung 
Die maximale Längsneigung von Baustraßen sollte in Abhängigkeit von den 
Geländeverhältnissen und den Ansprüchen aufgrund der Fahrzeugkombinationen mit sehr 
großen Überlängen gewählt werden. 
 
Folgende Richtwerte für die maximale Längsneigung können angenommen werden:2 
 

Geländeverhältnisse Max. Längsneigung von Baustraßen 

Normal 5 % bis 10 % 

Extrem (z. B. Hochgebirge) bis 15 % 

 
 
 
 
 
 
Trassierungselement Querneigung 
Für die Dauerhaftigkeit von Baustraßen ist deren Entwässerung von großer Bedeutung. Sie 
erfolgt in der Regel durch die Querneigung der Straße in die angrenzende Flächen bzw. 
Entwässerungsmulden. Dabei ist die Querneigung abhängig von der Rauigkeit der 
Straßenoberfläche und damit von der gewählten Art des Deckschichtenmaterials. 
 
Folgende Richtwerte für die Querneigung können angenommen werden:2 
 

Material der Deckschicht Querneigung 

Ortbeton ca. 2,5 % 

Fertigteilplatten ca. 3,0 % 

bituminöse Decke ca. 2,5 % 

Schotterdecke ca. 3,0 % *) 

*) unter Berücksichtigung möglicher Fahrzeugkranauslegerbewegungen sowie überlanger 
Fahrzeugkombinationen 
 
 

 
Transport eines Maschinenhauses 

                                                 
2 unter Berücksichtigung der Anforderungen durch Fahrzeugkranausleger und überlanger Fahrzeugkombinationen; 

Quelle: Schach, Otto: Baustelleneinrichtung. Grundlagen – Planung – Praxishinweise – Vorschriften und Regeln 
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Flächenbedarf im Rahmen der Montagetätigkeiten 
Der Flächenbedarf für die Montagetätigkeiten im Rahmen der Errichtung einer 
Windenergieanlage setzt sich aus dem Arbeitsbereich bzw. Stellflächen des Haupt- und 
Hilfskranes (inkl. Abstützung), des Schwenkbereichs der Krane, der Montagefläche für den 
Hauptkran sowie der Lagerflächen für die Elemente der Anlage zusammen. Die Größe der 
Anlage ist dabei maßgebend für die Auslegung der jeweiligen Flächen. 
Denn zum einen bestimmen die Nabenhöhe und die Gewichte der einzelnen Elemente 
sowohl die Wahl des Krantyps und damit den Arbeits- und Schwenkbereich sowie die 
Montageflächen für den Kranausleger als auch den Typ des Hilfskrans mit den 
dazugehörigen Flächenbedarf. 
Zum anderen sind die Abmessungen der einzelnen Elemente (z.B. Turmsegmente, 
Rotorblätter, Maschinenhaus) die Grundlage für die Dimensionierung der Lagerflächen. 
 

 
Abladen eines Turmsegments durch  

Hauptkran und Hilfskran 

Der Wahl des Krantyps liegen in der 
Regel Traglasttabellen, welche 
Aussagen hinsichtlich der Begrenzung 
der Tragfähigkeit durch die drei 
Parameter maximale Windenzugkraft, 
Bauteilfestigkeit und Standsicherheit 
(Kippsicherheit) berücksichtigt, und die 
Charakteristiken der Windenergie-
anlage zugrunde. 
Wurde der geeignete Krantyp ermittelt, 
kann unter Berücksichtigung der lokalen 
Gegebenheiten und entsprechenden 
Lastverteilflächen sowie der Stand-
sicherheit ein geeigneter Standort 
bestimmt werden, von dem aus alle 
notwendigen Montageschritte 
erfolgreich ausführt werden können.  

Die Position des Hauptkranes zu der zu errichtenden Windenergieanlage ist wiederum 
maßgebend für die Positionierung der Lagerflächen und folglich auch für den Standort des 
Hilfskranes. 
 
Die erforderliche Stellfläche für Auto- und Mobilkrane ergibt sich aus den Abmessungen des 
abgepratzen Kranes zuzüglich dem Flächenbedarf der Abstützplatten. Dabei ist 
sicherzustellen, dass die notwendige Abstützbasis ausreichend ist (Flächenpressung 
möglichst gering) und der Untergrund eben ist. Ein Schwenkbereich muss im Rahmen der 
Einsatzplanung ebenfalls berücksichtigt werden. 
Des Weiteren ist darauf zu achten, dass der Hilfskran während und nach der Errichtung der 
Anlage mehrfach die Position wechseln muss und ein ausreichender (Sicherheits-) Abstand 
zwischen Fundament, Lagerflächen sowie Haupt- und Hilfskran vorhanden sein muss. 
Für den Betrieb der Krane müssen besonders die Länge der Rotorblätter und die Fläche für 
eine eventuelle Stern-vor-Montage beachtet werden. 
 
Die Lagerfläche muss ausreichend Platz aufweisen, damit sämtliche Elemente der 
Windenergieanlage (bei Repowering auch Elemente der alten Anlage) platziert bzw. gelagert 
werden können, damit eine zeitlich unabhängige Anlieferung realisierbar ist. 
 
Die Montageflächen für den Kranausleger (bei Gittermastkranen) werden zwar nur temporär 
in Anspruch genommen, müssen jedoch aufgrund der Länge des Auslegers (Nabenhöhe 
+10m) besonders berücksichtigt werden. Dabei ist besonders darauf zu achten, dass keine 
Hindernisse in die Montagefläche hineinragen. 
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Sämtlicher weiterhin notwendige, gegebenenfalls temporäre (z.B.: Bau-/Einrichtungs-, 
Müllcontainer) als auch dauerhafter (z.B.: Transformatorenhaus) Flächenbedarf muss 
zusätzlich bereitgestellt werden und darf nicht die Kranstellflächen oder Montage- und 
Lagerflächen verringern. 
 
Die genannten Anforderungen sowie die Voraussetzungen für eine erfolgreiche Installation 
bilden die Grundlage für den benötigten Flächenbedarf. Die einzelnen notwendigen Maße 
sind nachfolgend aufgeführt und skizziert:  

- Stellfläche Haupt- und Hilfskran 
o Abstand zwischen Fundament (Mitte) und Stellfläche des Hauptkranes (Mitte): 

30 m 
o Stellfläche des Hauptkranes: 30 x 30 m 
o Stellfläche des Hilfskranes: 20 x 20 m 

- Lagerfläche 
o Turmsegmente: 30 x 30 m 
o Rotorblätter: 60 x 15 m 
o Sonstiges (Maschinenhaus, Nabe, etc.): 15 x 20 m  

- Montageflächen für den Kranausleger 
o Fläche für den Kranausleger: 150 x 5 m 
o Stellfläche des Hilfskranes: 20 x 20 m 

 
 
 
 

 
Beispielhafter Flächenverteilungsplan für die Montage einer Windenergieanlage 
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Untergrund und Oberbau 
Sämtliche Verkehrsflächen (Baustraßen-/-wege, Kranaufstellflächen, Ausweichflächen im 
Zuge der Wege) sind unter Anwendung von Richtlinien, Regelwerke, Normen und technische 
Vorschriften konstruktiv auszuprägen. Diese nicht vollständige Auflistung ist in Anhang II zu 
finden. 
 
Dabei sind folgende Prinzipien zu beachten: 
Während der Bau- und Betriebsphase treten wie bereits erwähnt hohe Lasten auf. Daher 
müssen sämtliche Flächen eine hohe Tragfähigkeit aufweisen und folglich eine 
lastverteilende Wirkung bieten. Des Weiteren müssen die einzelnen Schichten des Oberbaus 
wasserdurchlässig sein und Frost gegenüber beständig sein. 
Diese Anforderungen setzen eine gute Zusammensetzung der Mineralstoffe oder 
Recyclinggemische sowie eine intensive Verdichtung voraus. Die Zusammensetzung ist 
dann optimal, wenn das Gemisch aus Gesteinskörnungen im verdichteten Zustand einen 
geringen Hohlraumgehalt aufweist. Eine dichte Kornlagerung wird wiederum durch ein 
zusammenhängendes Gerüst aus groben Körnern, deren Hohlräume mit gut abgestuften 
Körnern weitgehend ausgefüllt sind, erreicht. Die dadurch entstehende hohe Anzahl an 
Berührungs- und Reibungspunkten zwischen den Gesteinskörnern des Korngerüstes erzeugt 
eine Verzahnung bzw. Verspannung, welche eine gute Aufnahme sowie Verteilung der 
Verkehrslasten ermöglicht und somit die Tragfähigkeit verbessert. 
Ferner werden durch eine gleichmäßige Verdichtung Ungleichmäßigkeiten verhindert und ein 
kontinuierlicher Verdichtungszustand erreicht. 
 
 
Durch folgende Schichten soll ein tragfähiger und funktionsfähiger Aufbau gewährleistet sein, 
um den Belastungen aus den Montage- und Kranarbeiten sowie den Schwertransporten 
gerecht zu werden. 
 

Untergrund / Erdreich: Bevor die benötigten Flächen konstruktiv bearbeitet werden, muss der 
Oberboden grundsätzlich entfernt werden. Der Untergrund bildet die Basis für die 
hochbelasteten Verkehrsflächen und somit einen ordnungsgemäßen Kranbetrieb. Aufgrund 
der hohen Flächenpressung durch Abstützungen und/oder hohe Achslasten ist ein 
tragfähiger Untergrund unerlässlich. So kann es sein, dass bindiger Boden, da ein solcher 
Boden durch Wassereintritt seine Zustandsform ändert, auszutauschen ist. Alternativ kann in 
den anstehenden Baugrund Kalk oder Zement eingemischt werden, um die Stabilität zu 
steigern. Liegt ein tragfähiger und  stabiler Untergrund vor, kann ein geeigneter Oberbau 
aufgebaut werden. 
 

Geo-Schicht (Geotextil): Geo-Schichten sind durchlässige Stoffe und dienen dem Tief- und 
Verkehrswegebau als Baustoff. Sie bilden die Grundlage für die Befahrbarkeit der darüber 
liegenden Tragschichten. Das Vermischen des labilen Untergrundes mit den stabilen 
Schichten des Oberbaus muss verhindert werden, da dies zu einer Verunreinigung führt und 
einem daraus resultierenden Verlust der Festigkeit (z.B.: Spurrinnenbildung oder 
Oberflächenverformung) in den oberen Schichten. Die Geo-Schicht dient als Filter gegen die 
Verschlämmung bzw. als Trennlage gegen Auswaschungen und ermöglicht somit eine 
stabile Körnerschicht auf weichem Baugrund. 
Beim Einbau ist darauf zu achten, dass die einzelnen Bahnen sich um mind. 50 cm 
überlappen und die Bahnen auf keinen Fall direkt befahren werden, um sie nicht zu 
zerstören. Daher ist die nächste Schicht „vor Kopf“ einzubringen und zu verteilen. 
 

Bauschutt3 / Tragschicht: Nachdem ein tragfähiger Untergrund errichtet und eine Geo-
Schicht verlegt wurde, kann die Tragschicht hergestellt werden, welche der klimatischen und 
mechanischen Beanspruchung standhalten soll. Das bedeutet, dass die Verkehrslasten 

                                                 
3 keine Bauersatzstoffe in Wasserschutzgebieten zugelassen 

 

http://de.wikipedia.org/wiki/Textil
http://de.wikipedia.org/wiki/Tiefbau
http://de.wikipedia.org/wiki/Verkehrswegebau
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sowie die Eigenlast des Oberbaus in den Untergrund abgeleitet werden und vor Frost- und 
Tauschäden geschützt sein müssen. Daher sollte eine kombinierte Frostschutz-/Tragschicht 
mit einer Schichtdicke von mindestens 40 cm verbaut werden. 
Für die Realisierung der Tragschicht kann Recyclingmaterial, z.B.  Recyclingschotter, Ziegel-
/Betonbruch oder Alt-/Ausbauasphalt verwendet werden. Dabei muss beachtet werden, dass 
das Recyclingmaterial bzw. das Gemisch der Gesteinskörnung eine große Körnung aufweist, 
gemischtkörnig bzw. gestuft ist und möglichst (kubisch) gebrochenes Gestein mit einer rauen 
Oberfläche verwendet wird. Nach der Einbringung der Materialien ist die Frostschutz-
/Tragschicht optimal und richtlinienkonform zu verdichten. 
 

Deck- / Schotterschicht: Baustraßen werden im allgemeinen Sprachgebrauch auch als 
„Schotterstraßen“ bezeichnet. Die oberste (Deck-) Schicht  wird dabei aus natürlichen bzw. 
gebrochenen Schüttgutmaterialien gebildet. Der Einbau dieser Baustoffe sollte möglichst 
gleichmäßig sein und hat aufgrund der anschließenden Verdichtung leicht überhöht zu 
erfolgen. Die Dicke der Deckschicht, bestehend aus Splitt oder Schotter (Gesteinskörnungen 
zwischen 0/32 mm und 0/56 mm), hat im verdichteten Zustand mindestens 10 cm zu 
betragen. Um eine enges verzahntes Gemisch aus Gesteinskörnungen realisieren zu 
können, ist die Deckschicht unter Zuhilfenahme von Vibrationswalzen ggf. in mehreren 
Arbeitsgängen zu verdichten. 
Die oberste Schicht einer Straße ist generell mit einer Querneigung zu versehen. So ist auch 
die Deckschicht der Baustraße von und zu Windenergieanlagen mit einem (dachförmigen) 
Gefälle von 2 bis 3 % anzulegen. Das gilt besonders für Streckenabschnitte in 
Hangeinschnitten und Steigungen. Ferner hat die oberste (Deck-) Schicht generell den 
Anspruch, eben zu sein. 
Ungebundene Deck-/Schotterschichten sind für längere Nutzungsdauer und hohe 
auftretende Verkehrskräfte (hohe Achslasten, enge Kurvenradien, Bremsen und 
Beschleunigen) nur bedingt geeignet. Daher ist es sinnvoll, gerade vor dem Hintergrund 
eines sicheren, schnellen und qualitativ hochwertigen Baufortschrittes, hydraulisch oder 
mittels Bitumen zu binden. Diese Maßnahme ist auf Streckenabschnitten mit Steigungen 
ebenfalls sehr von Vorteil. 
 

Beispiel für die Möglichkeit des Aufbaus einer Baustraße 
 

 
 
Prüfungen des Aufbaus des Unter- und Oberbaus 
Bei Planung und Ausführung ist ein Bodengutachter einzuschalten. Dieser erstellt den 
genauen Aufbau des Unter- und Oberbaus sowie die Festlegung der Mächtigkeit der 
jeweiligen Schichten entsprechend den angegebenen Randbedingungen. Der Gutachter hat 
während der Bauausführung baubegleitende Kontrollprüfungen auszuführen, diese zu 
protokollieren und damit die erforderlichen Tragfähigkeiten nachzuweisen. 
 
Die Grundlagen für die erforderlichen Nachweis- und Prüfverfahren sind Anlage III zu 
entnehmen. 
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Anhang I: Ausarbeitung zu Haftungsfragen 

 

I. Vertragliche Haftung: 
 
1. Im Regelfall vereinbaren die Parteien von Krangestellungs- und Kranarbeitsverträgen die 
Geltung der Allg. Geschäftsbedingungen der Bundesfachgruppe Schwertransporte und 
Kranarbeiten (AGB-BSK) in der jeweils aktuellen Fassung, derzeit Kran + Transport 2008. 
 
Im Übrigen sind diese Geschäftsbedingungen aber auch branchenüblich. Aufgrund ihrer 
hohen Marktdurchdringung werden die Geschäftsbedingungen der Bundesfachgruppe 
Schwertransporte und Kranarbeiten für solche Krangestellungsverträge nahezu bundesweit 
angewandt (vgl. LG Hamburg, Urteil vom 28.11.88, Az.: 69 S 6/88 [n.v.]; ebenso: LG 
Heidelberg, Urteil vom 27.01.92, Az.: O 109/91 KfH I [n.v.]; ebenso: LG Stuttgart, Urteil vom 
16.10.87, Az.: 1 KfH O 106/87 [n.v.]; ebenso: BGH, Urteil vom 12.10.95, DB 1996, S. 887 ff.; 
ebenso: Bartels, Haftungsbeschränkung nach den Schwertransportbedingungen, VersR 
1990, S. 355 ff.)  Dasselbe gilt auch für die Verbandskonditionen neuer Fassung (vgl. LG 
Halle, Urteil vom 12.03.03, Az.: 7 O 400/02, n.v., ebenso: LG Bremen, Urteil vom 27.02.08, 
Az.: 11 O 357/07, n.v.). 
Diese Geschäftsbedingungen der Bundesfachgruppe Schwertransporte und Kranarbeiten 
wurden inzwischen mehrfach der ständigen Rechtsprechung angepasst, so zuletzt im August 
2008 (BSK Kran+Transport 2008), kommentiert bei Koller, TranspR-Kommentar, 7. Auflage, 
C.-H. Beck Verlag, München, 2010, S. 940 ff. und bei Andresen, Münchener Kommentar 
zum HGB, Bd. 7, TranspR, 2. Auflage, 2009, C.H. Beck Verlag, München, S. 757 ff. Die 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Bundesfachgruppe Schwertransporte und 
Kranarbeiten (AGB-BSK), wie sie die Antragsgegnerin im vollständigen Wortlaut verwendet, 
gelten daher als branchenüblich, ähnlich wie die Allg. Deutschen Spediteurbedingungen oder 
andere Geschäftsbedingungen im Transportrecht. 
Bei diesem Bedingungswerk handelt es sich um Konditionen-Empfehlungen des 
Unternehmensverbandes, der Bundesfachgruppe Schwertransporte und Kranarbeiten, Haus 
des Straßenverkehrs, Breitenbachstr. 1, 60487 Frankfurt/Main, die nach dem Urteil des BGH 
vom 12.10.1995, Az.: I ZR 172/93 (vgl. DB 1996, S. 878 ff.) neu entworfen und mit den 
Mitgliedern des Versicherungsausschusses bei der Bundesfachgruppe Schwertransporte 
und Kranarbeiten (BSK), allen namhaften Versicherungsmaklern, einigen Verkehrshaftungs-
Versicherern sowie Vertretern des Gewerbes beraten und schließlich der Marktgegenseite, 
insbesondere dem Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) und dem Verband der 
Deutschen. Maschinen- und Anlagenbauindustrie (VDMA) zur Anhörung vorgelegt und 
schließlich im kartellamtlichen Anhörverfahren abgestimmt wurden. Anschließend wurden 
dann diese Konditionen-Empfehlungen mit Stand vom 18.05.1999 im Bundesanzeiger 
veröffentlicht (vgl. BAnz Nr. 61/99, S. 9395) und im August 2008 überarbeitet.  
Seitdem werden die Konditionen-Empfehlungen der Bundesfachgruppe Schwertransporte 
und Kranarbeiten (BSK) e. V. nahezu branchenweit angewandt (vgl. Saller, Auswirkungen 
der neuen Geschäftsbedingungen des Großraum- und Schwertransportgewerbes, TranspR 
2000, S. 61 ff.).  
Im Übrigen gilt unter Kaufleuten die Einbeziehung von Allg. Geschäftsbedingungen durch 
stillschweigende Annahme bzw. stillschweigende Unterwerfung (vgl. BGH, Urteil vom 
22.03.95, NJW 1995, S. 1671).  
Nach mittlerweile gefestigter Ansicht in Rechtsprechung und Literatur ist anerkannt, dass zur 
Einbeziehung in den Vertrag unter Kaufleuten jede auch stillschweigende 
Willensübereinstimmung genügt (Palandt, BGB-Komm., 72. Auflage 2013, § 310 Rd.-Nr. 4). 
Im unternehmerischen Verkehr reicht es mithin aus, ist andererseits aber auch erforderlich, 
dass die Parteien sich auf irgendeine Weise konkludent über die Einbeziehung der AGB 
einigen (BGHZ 117, 190). Ausreichend ist, dass der Verwender erkennbar (nicht notwendig 
ausdrücklich oder durch deutlich sichtbaren Aushang, wie gem. § 305 II Nr. 1 BGB) auf seine 
AGB verweist und der unternehmerische Vertragspartner deren Geltung nicht widerspricht 
(BGHZ 117, 190; OLG Dresden NJW-RR 99, 846, 847). Eine ausdrückliche Einbeziehung ist 
im kaufmännischen Rechtsverkehr auch dann wirksam, wenn die AGB dem für den 
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Vertragsschluss maßgeblichen Schreiben nicht beigefügt waren und der Kunde den Inhalt 
der AGB nicht kennt. (BGHZ 1, 86; 33, 219; NJW 76, 1887). Hinsichtlich der dennoch 
einzuräumenden Möglichkeit in zumutbarer Weise Kenntnis zu nehmen, ist anerkannt, dass 
die AGB dem für den Vertragsschluss maßgeblichen Schreiben nicht beigefügt zu werden 
brauchen (BGH NJW 76, 1886; 82, 1750).  
Sind die Allg. Geschäftsbedingungen der Bundesfachgruppe Schwertransporte und 
Kranarbeiten (AGB-BSK) wirksamer Vertragsinhalt geworden, ist der Auftraggeber 
verpflichtet, auf die Risiken aus seiner Betriebssphäre gem. Ziffer II Nr. 20 AGB-BSK 
hinzuweisen, insbesondere die Bodenrisiken.  
Eine ausreichende Kenntnis über die Tragfähigkeit des Baugrundes kann nämlich vom 
Kranbetreiber nicht erwartet werden (vgl. Prof. Ing. Poelke, FH Potsdam, Road Journal 1999, 
S. 43).  
 
2. Ebenso sind Vereinbarungen über die Haftung und Gefahrtragung für die 
Ordnungsmäßigkeit eines Kranstellplatzes, ggf. in AGB zulässig (OLG München, Urteil vom 
20.02.1987, NJW-RR 1987, S. 854 ff.). Solche Vereinbarungen werden vorliegend mit Ziffer 
II. 20. AGB-BSK getroffen. Diese Regelung ist zulässig und weder überraschend noch 
widersprüchlich. Im Übrigen sind die Regelungen in den AGB-BSK ausgewogen.  
Dem Rechtsgutachten des Herrn RA Karl-Heinz Gimmler, Spezialanwalt für Kontraktlogistik 
sowie Lehrbeauftragter für Transport- und Logistikrecht, das die Bundesfachgruppe 
Schwertransporte- und Kranarbeiten (BSK) e.V. in Auftrag gegeben hat, ist unschwer zu 
entnehmen, dass es sich nicht um eine überraschende Klausel handelt, da gerade im 
Rechtsverkehr unter Kaufleuten mit einer solchen Verteilung der Auskunfts- und 
Fürsorgepflichten gerechnet werden muss. Es müsste sich hierbei um eine Klausel handeln, 
mit der der Auftraggeber vernünftigerweise nicht zu rechnen habe. Dies ist jedoch nicht der 
Fall. Die in Rede stehende Klausel betrifft die Risiken über die Bodenbeschaffenheit und 
bestimmte Auskunfts- und Prüfungspflichten. Grund dafür ist der in der Praxis häufig 
auftretende Regelungsbedarf, insbesondere im Baustellenverkehr. Während die Fahrtrouten 
von Großraum- und Schwertransporten im Rahmen einer Sondernutzungserlaubnis nach § 
29 Abs. 3 StVO für den öffentlichen Straßenbereich geprüft und im Rahmen eines 
umfangreichen Anhörverfahrens sogar die Straßenbaulastträger hinsichtlich der 
Bodentragfähigkeit der Verkehrsverbindungen angehört werden, ist dies für 
Privatgrundstücke, insbesondere ein geschlossenes Baustellengelände und nicht öffentliche 
Straßen, Wege und Plätze nicht der Fall. Aus diesem Grunde muss hier der Pflichtenkreis 
geregelt werden, insbesondere die Frage, wer für das Bodentragfähigkeitsrisiko und deren 
Prüfung aufkommt und insbesondere entsprechende Aufklärungs- und Hinweispflichten 
bezüglich etwaiger unterirdischer Hohlräume, die besonders schadensgeneigt sind, 
wahrnehmen muss. Die Klausel in Ziff. II Nr. 20 AGB-BSK Kran + Transport 2008 ist daher 
angemessen.  
 
Die Klausel ist auch nicht überraschend i. S. v. § 305c Abs. 1 BGB. Die Klausel befindet sich 
auch systematisch an einer Stelle, an der sie schon der Überschrift nach hingehört. Eine 
formale Überraschung lässt sich daher ebenso wenig feststellen. Außerdem ist die Klausel 
auch nicht mehrdeutig, sondern allenfalls kundenfreundlich auslegbar. Die Aufzählung der 
Verantwortungsbereiche in einem enumerativen Katalog, nämlich die Aufklärung über 
unterirdische Kabelschächte, Versorgungsleitungen, Erdleitungen, Hohlräume und sonstige 
nicht erkennbare Hindernisse, die Auswirkung auf die Tragfähigkeit des Bodens haben und 
die Standsicher- und Betriebssicherheit des Kranes beeinträchtigen könnten. Selbst bei 
kundenfreundlichster Auslegung bezieht sich diese Passage insgesamt auf nicht erkennbare 
Hindernisse und unterirdische Beeinträchtigungen der Bodentragfähigkeit. Selbst wenn man 
vorliegend von einer Mehrdeutigkeit ausgehen wollte, so gilt unter dem Gesichtspunkt des § 
305c Abs. 2 BGB die kundenfreundlichste Auslegung. Selbst in diesem Fall sind jedoch nur 
die nicht erkennbaren unterirdischen Hindernisse von dieser Regelung umfasst. Etwaige 
Mitverschuldensgesichtspunkte sind nicht ausgeschlossen, sodass auch hier unter 
kundenfreundlichster Auslegung ein etwaiges Mitverschulden oder ein 
Mitverursachungsbeitrag des Verwenders möglich ist (vgl. insbesondere auch Koller, 
TranspR-Kommentar, 7. Auflage, C. H. Beck Verlag, München, 2010, S. 948, Rd.-Nr. 1).  
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3. Eine unangemessene Benachteiligung liegt ebenfalls nicht vor, da insofern schon die 
Risikofaktoren hinsichtlich der Bodentragfähigkeit auf der Baustelle vom Auftraggeber besser 
vorhergesehen und beherrscht werden können. Im Regelfall ist der Auftraggeber 
Grundstückseigentümer und kennt daher die Gegebenheiten, insbesondere das relevante 
Boden- und Tragfähigkeitsrisiko besser als der Auftragnehmer, insbesondere was nicht 
erkennbare unterirdische Risiken betrifft. Das Risiko für die Benutzung öffentlicher Straßen, 
Wege und Plätze bleibt ohnehin beim Frachtführer, außerdem das Risiko erkennbarer 
Hindernisse. Lediglich nicht erkennbare Bodenrisiken auf den Zufahrtswegen und den 
Kranstellplätzen werden auf den Auftraggeber delegiert. Dies entspricht aber dem 
allgemeinen Risikosphärengedanken. Das Bodenrisiko stammt aus der Risikosphäre des 
Auftraggebers. Auch wenn dieser nicht Grundstückseigentümer ist, beherrscht er i. d. R. 
diese Bodenrisiken besser, als der (gelegentliche) Auftragnehmer.  
 
 

II. Deliktische Haftung 
 
1. Grundsätzlich trägt die Haftung für die Sicherheit der Baustelle auch in strafrechtlicher 
Hinsicht zunächst der Bauherr (vgl. OLG Stuttgart, Urteil vom 05.04.05, NJW 2005, S. 2567 
ff.). Dieser hat die Verkehrssicherheit zu gewährleisten und den Sicherheitserfordernissen in 
ausreichender Weise Rechnung zu tragen. Dies ergibt sich bereits aus der 
Baustellenverordnung und den allg. Vorschriften (vgl. BGH, Urteil vom 31.01.02, NJW 2002, 
S. 1887). Auch deliktsrechtlich trägt der Baustelleneinrichter die Haftung für die Befahrbarkeit 
von Baustraßen auf einer Großbaustelle aufgrund der allg. Verkehrssicherungspflicht (vgl. 
OLG München, Urteil vom 05.05.83, VRS Bd. 65, S. 401 ff.).  
Nichts anderes ergibt sich aus der ständigen höchst richterlichen Rechtsprechung sowie den 
Entscheidungen der Obergerichte. Nach BGH, Urteil vom 31.05.94 (vgl. NJW 1994, S. 2232) 
trifft den Eigentümer eines Mehrfamilienhauses die Verkehrssicherungspflicht für eine 
erkennbare Gefahrenlage, es sei denn, er legt die Bauleitung in die Hände eines bewährten 
Architekten und die Bauausführung in die Hände einer zuverlässigen und leistungsfähigen 
Baufirma (vgl. OLG Karlsruhe, Urteil vom 23.03.84, VersR 1985, S. 481 ff.; ebs.: OLG 
Hamm, Urteil vom 29.09.95, VersR 1997, S. 124 ff.). Danach bleibt der Bauherr zumindest 
eingeschränkt auch dann verkehrssicherungspflichtig, selbst wenn er die Sicherungspflicht 
vertraglich auf einen Bauunternehmer delegiert hat. Der Bauunternehmer muss nämlich, 
solange er die Herrschaft über das Baugeschehen und die Baustelle hat, die Bauarbeiten so 
durchführen und die Baustelle mit zumutbaren Mitteln so sichern, dass objektiv 
vorhersehbare Gefahren von Dritten ferngehalten werden (vgl. BGH, Urteil vom 12.11.96, 
VersR 1997, S. 249 ff.; ebenso OLG Köln, Urteil vom 11.04.03, VersR 2003, S. 1185 ff.). 
Geschützt ist grundsätzlich, wer sich befugt auf der Baustelle aufhält, vorliegend auch der 
Kranführer, oder mit ihr in Berührung kommt, insbesondere auch andere am Bau tätige 
Unternehmen (vgl. OLG Köln, BauR 2003, S. 723). Zwar genügt gegenüber denjenigen 
Personen, die mit den üblichen Gefahren einer Baustelle vertraut sind, die Einhaltung der 
einschlägigen Unfallverhütungsvorschriften (vgl. OLG Köln, BauR 2004, S. 1321) sowie der 
einschlägigen technischen Regeln, insbesondere nach den einschlägigen Vorschriften der 
DIN 4124 (Böschung, Verbau, Arbeitsraumbreiten). Darüber hinaus trifft selbstverständlich 
den Baustelleneinrichter auch die deliktsrechtliche Verkehrssicherungspflicht nach § 823 
Abs. 1 BGB sowie nach § 823 Abs. 2 BGB i. V. m. §§ 5, 6 ArbSchG sowie in Verbindung mit 
§ 3 Abs. 1 BetrSichV und § 2 Abs. 3 BaustellV.  Unstreitig hat der Baustelleneinrichter im 
Rahmen seiner Verkehrssicherungspflicht auch die Unfallverhütungsvorschriften 
„Bauarbeiten“ (BGV C 22) einzuhalten (vgl. für BGV C 11: „Steinbrüche, Gräbereien, Halden“ 
BayObLG, Urteil vom 10.09.01, Az.: 5 Z RR 209/00, abgedruckt im Juraforum). Dies gilt 
uneingeschränkt nach außen gegenüber Dritten und der Öffentlichkeit (vgl. Die Industrie der 
Steine + Erden, Absicherung von Steinbrüchen, Sand- und Kiesgruben gegenüber der 
Öffentlichkeit, Ausgabe 6/08), jedoch auch eingeschränkt gegenüber denjenigen Personen, 
die befugtermaßen die Baustelle/Kiesgrube befahren (vgl. auch OLG Nürnberg, Beschluss 
vom 16.10.06, Az.: 13 U 1122/06, IBR 2008, S. 155 ff.; ebenso: BGH, Urteil vom 02.02.06, 
VersR 2006, S. 803 für die Befahrung einer Sielbaustelle mit einem Lkw).  
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Vorliegend ergibt sich in concreto die Verkehrssicherungspflicht für Verkehrswege auf 
Windkraftbaustellen aus § 15, 15 a BGV D 22: „Bauarbeiten“. § 15 BGV D 22: „Bauarbeiten“ 
regelt, dass auf Baustellen auf denen für die Beschäftigten mit Gefahren aus dem Verkehr 
von land-, wasser- und Luftfahrzeugen zu rechnen ist, im Einvernehmen mit dem 
Eigentümern, Betreibern und den zuständigen Behörden Sicherungsmaßnahmen 
festzulegen sind. Nach § 15 a BGV D 22: „Bauarbeiten“ sind für den Baustellenverkehr 
Fahranordnungen aufzustellen und die Verkehrswege festzulegen. 
 
2. Dasselbe gilt für die allgemeinen Verkehrssicherungspflichten für Baustellenzufahrten und 
Rampen. Erforderlich sind danach Schutz- und Sicherungsmaßnahmen in dem Maße, in 
denen ein umsichtiger und verständlicher, in vernünftigen Grenzen vorsichtiger Angehöriger 
der betroffenen Verkehrskreise sie für notwendig und ausreichend halten darf (vgl. Palandt, 
BGB-Kommentar, a.a.O., § 823, Rd.-Nr. 51). Erforderlich sind danach Maßnahmen, die nach 
den Sicherheitserwartungen des jeweiligen Verkehrs geeignet sind, um solche Gefahren von 
Dritten möglichst abzuwenden, die bei bestimmungsgemäßen oder bei nicht ganz fern 
liegenden bestimmungswidrigen Benutzungen drohen. Für bestimmte Berufsgruppen, 
Gegenstände oder Tätigkeiten wird der Inhalt der Pflichten konkretisiert durch Regelwerke, 
wie den DIN-Vorschriften und den Unfallverhütungsvorschriften, vorliegend den BGV C 22: 
„Bauarbeiten“ (vgl. BGH, NJW 2005, S. 3144; ebs.: BayObLG, Urteil vom 10.09.01, Az.: 5Z 
RR 209/00; ebs.: BGH, Urteil vom 02.02.06, VersR 2006, S. 803).  
 
Dasselbe Ergebnis leitet sich aus der allgemeinen Verkehrssicherungspflicht auf Baustellen 
ab. Das OLG München hat bereits mit Urteil vom 05.05.1983 (vgl. VRS Bd. 65/83, S. 401) 
entschieden, dass der Baustelleneinrichter im Rahmen der allgemeinen 
Verkehrssicherungspflicht des § 823 Abs. 1 BGB für die Befahrbarkeit der Zufahrtswege auf 
einer Großbaustelle haftet. Das gilt nach Auffassung  des OLG München mit Urteil vom 
20.02.1987 (NJW-RR 1987, S. 854 f.) für die Haftung und Gefahrtragung für die 
Ordnungsmäßigkeit eines Kranstandplatzes für einen 100 t schweren Autokran.  
 
3. Dasselbe gilt aufgrund der Baustellenverordnung hinsichtlich der Baustellensicherung 
gem. § 2 Abs. 3 i. V. m. Anhang II der Baustellenverordnung. Danach ist u. a. dann, wenn 
auf einer Baustelle gefährliche Arbeiten nach Anhang II BaustellV ausgeführt werden, dafür 
zu sorgen, dass vor Einrichtung der Baustelle ein Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan 
erstellt wird. Der Plan muss die für die betreffende Baustelle anzuwendenden 
Arbeitsschutzbestimmungen erkennen lassen und besondere Maßnahmen für besonders 
gefährliche Arbeiten nach Anhang II enthalten. Unter der Einrichtung der Baustelle ist jedes 
Handeln zu verstehen, mit dem die Baustelle arbeitsschutzrelevant erstmals in Erscheinung 
tritt. Darunter fällt z.B. das Anliefern von Baumaterial, die Aufstellung eines Bauzauns und 
schließlich die Anfahrt von Lastkraftwagen und Kranen (vgl. Kollmer, Komm. zur 
Baustellenverordnung, 2. Aufl. C.H. Beck-Verlag, München,  2004, § 2 BaustellV, Rdnr. 109). 
Gefährliche Arbeiten nach Anhang II zur BaustelV liegen insbesondere dann vor, wenn bei 
Beschäftigten die Gefahr des Versinkens oder Verschüttetwerdens in Baugruben oder 
Gräben mit einer Tiefe von mehr als 5 m oder des Absturzes aus einer Höhe von mehr als 7 
m besteht und insbesondere bei Aufbau oder Abbau in Massivbauteilen mit mehr als 10 t 
Stückgewicht. Letzteres dürfte bei der Montage von Windkraftanlagen stets erfüllt sein, so 
dass ein Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan (SiGe-Plan) mit der Festsetzung von 
Vorsichtsmaßen gegen gefährliche Arbeiten unabdingbar ist.  
 
4. Dasselbe ergibt sich auch aus §§ 5 u. 6 ArbSchG i. V. m. § 3 Abs. 1 u. § 10 BetrSichV. 
Der Anwendungsbereich des § 10 BetrSichV ergibt sich aus folgendem 
Regelungszusammenhang: Die BetrSichV ist die Umsetzung der EU-Arbeitsmittelrichtlinie  
und hat  ihren Ursprung in §§ 5 und 6 ArbSchG. Diese in 2002 eingeführte Verordnung sollte 
allerdings neben den bis dahin (und noch) geltenden Unfallverhütungsvorschriften (UVV) 
keine weiteren/zusätzlichen Sicherheitsprüfungen und Gefahrenbeurteilungen bringen, 
sondern mit der Verordnung sollte nur die notwendige Rechtsgrundlage zur Umsetzung der 
EU-Arbeitsmittelrichtlinie geschaffen werden. Die in der BetrSichV gestellten Anforderungen 
werden gem. § 24 konkretisiert durch die sog. Technischen Regeln zur Betriebssicherheit 



 

19 / 24 

(TRBS). Obgleich die Verordnung schon 2002 eingeführt worden ist, existieren noch längst 
nicht für alle Bereiche des Arbeitsschutzes die TRBS. In den Bereichen, in denen bisher 
keine TRBS für das Arbeitsmittel existent sind, gelten noch und ausschließlich die 
betreffenden BG-Unfallverhütungsvorschriften (vgl. auch v. Locquenghien/ Ostermann/Klindt, 
Betriebssicherheitsverordnung, BAnz-Verlag, 1. Aufl, 2002, S. 6/8), insbesondere vorliegend 
die Unfallverhütungsvorschriften BGV C 22: „Bauarbeiten“).  
 
5. Nur höchst vorsorglich und der Vollständigkeit halber sei darauf hingewiesen, dass die 
Unfallverhütungsvorschriften den objektiven Sorgfaltsmaßstab darstellen und zwar sowohl im 
Rahmen der vertraglichen wie auch im Rahmen der deliktischen Verkehrssicherungspflicht 
(vgl. Palandt, BGB-Kommentar, 72. Auflage, 2013, § 249, Vorbem. Rd.-Nr. 132 u. § 823, 
Rd.-Nr. 51). 
 
6. Im Übrigen ergibt sich dieselbe Verpflichtung im Regelfall auch aus den öffentlich-
rechtlichen Bauvorschriften und der für die Errichtung einer Windkraftanlage erteilten 
Baugenehmigung.  Im Regelfall wird bereits von der zuständigen Baugenehmigungsbehörde 
im Baugenehmigungsbescheid unter den Auflagen für  „Verkehrserschließung und 
Sicherheit“ vorgeschrieben, dass die Verkehrswege auf der Baustelle stand- und 
verkehrssicher zu errichten sind. Häufig finden sich auch im Planfeststellungsbeschluss 
Vorschriften zur  „temporären Errichtung von Verkehrswegen Erschließung“. Danach sind 
alle Verkehrswege auf der Baustelle stand- und verkehrssicher zu errichten.  

 

 

 
Just-in-time (JIT): Anlieferung des dritten Rotorblattes (im Vordergrund) 

und die Montage des zweiten Rotorblattes (im Hintergrund) 
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Anhang II: Regelwerke, Normen, Richtlinien und technische 
Vorschriften zur Bemessung und konstruktivem Aufbau von 
Baustraßen und Zuwegungen 4 

 
- DIN 1054 (Baugrund - Sicherheitsnachweise im Erd- und Grundbau Ergänzende 

Regelungen zu DIN EN 1997-1) 
- DIN 4124 (Baugruben und Gräben - Böschungen, Verbau, Arbeitsraumbreiten) 
- DIN 18123 (Baugrund, Untersuchungen von Bodenproben – Bestimmung der 

Korngrößenverteilung 
- DIN 18196 (Erd- und Grundbau - Bodenklassifikation für bautechnische Zwecke) 
- DIN 18920 (Vegetationstechnik im Landschaftsbau) 
- Wasserhaushaltsgesetz (WHG) [§§ 50 – 53] in Verbindung TRA W 101 und W 102 
- Merkblatt für die Herstellung von Trag- und Deckschichten ohne Bindemittel 
- Richtlinien für die Standardisierung des Oberbaus von Verkehrsflächen (RStO 01) 
- Richtlinie für die Anlage von Straßen-Knotenpunkte (RAS-K-1) 
- Richtlinie für die Anlage von Straßen-Linienführungen (RAS-L) 
- Richtlinie für die Anlage von Straßen-Landschaftsbau (RAS-LP-4) 
- Richtlinie für die Anlage von Straßen-Querschnitte (RAS-Q) 
- Richtlinie für die Anlage von Straßen-Entwässerung (RAS-Ew) 
- Technische Lieferbedingungen für Böden und Baustoffen im Erdbau des 

Straßenbaus (TL BUB W-StB 09) 
- Zusätzliche technische Vorschriften und Richtlinien für Erdarbeiten im Straßenbau 

(ZTVE-StB 09) 
- Zusätzliche technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Aufgrabungen in 

Verkehrsflächen (ZTVA-StB 97/06) 
- Zusätzliche technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für den Bau von 

Schichten ohne Bindemittel im Straßenbau (ZTV SoB-StB 07) 
- Technische Lieferbedingungen für Gesteinskörnungen im Straßenbau (TL Gestein-

StB 04) 
- Zusätzliche technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für die Befestigung 

ländlicher Wege 
 

 
 
 

Anhang III: Grundlagen nach der ZTV T-StB und der Europäischen 
Normen zu erforderlichen Nachweis- und Prüfverfahren vor 
Aufnahme des Baubetriebs 
 

- Probeentnahme gemäß DIN EN 932-1, DIN EN 932-2 und DIN EN 132861 
- Korngrößenverteilung gemäß DIN EN 933-1 
- Proctordichte gemäß DIN EN 13286-2 (anstelle DIN 18327) 
- Trockendichte gemäß DIN 18125.2 
- Verdichtungsgrad D (Proctordichte) 
- Verformungsmodul E (V2) mit Plattendruckversuch gemäß DIN 18134 (alternativ 

dynamischer Fallplattenversuch gemäß TP? BF-StB Teil 8.3) 
- Profilgerechte Lage mit Nivellement oder Abstandsmessung Schnur 
- Ebenheit mit 4.0 m langer Richtlatte 
- Einbaudicke gemäß TPD-StB 

 

                                                 
4 Auflistung nicht umfassend 
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Anhang IV: Geometrische und bautechnische Anforderungen 
 
 
 
 
 
 

 
 

Ausprägungen einer Baustraße 
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Abmessungen einer Baustraße 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Notwendigkeit der Veränderung der Breite einer Baustraße: 
 
Wird die Baustraße wie unten dargestellt „hoch“ eingebaut, ist die Breite der Baustraße wie 
folgt auszubilden: 
 

 Achslast ≤ 12 t Breite = 5,0 m (einspurig) 
 Achslast > 12 t 5 Breite = 7,0 m (einspurig) 
 
 
 

 
 

Böschungswinkel und Dimensionierung einer Baustraße

                                                 
5 Befahren der Baustraße beim Umsetzen von teil- oder vollballastierten Autokranen 
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Turmsegment bei Kurvenfahrt auf Baustraßen 


